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Allgemeine Regeln

1. Allgemeine Regeln

1.1 Begriff, Wesen und Arten der Kündigung
Die Kündigung des Arbeitsverhältnisses durch den Dienstgeber beendet 
ebenso wie die Kündigung durch den Mitarbeiter ( Modul E 0) das 
Dienstverhältnis (= Arbeitsverhältnis im Sinne des BGB) mit unmit-
telbarer Wirkung. Die Kündigung als einseitige, empfangsbedürftige einseitige, empfangsbedürftige 
WillenserklärungWillenserklärung gestaltet die Rechtslage entweder mit sofortiger Wir-
kung (= fristlose Kündigung,  Modul K 5) oder nach Ablauf einer 
bestimmten Frist wie bei der ordentlichen Kündigung, bei der Probe-
zeitkündigung ( Modul P 4 Ziffer 5) oder bei der außerordentlichen 
Kündigung unter Gewähren einer sozialen Auslauffrist ( Modul K 5) 
um. 
Mit ihrer rechtsgestaltenden Wirkung greift die Kündigung grundsätz-
lich – und damit natürlich auch die ordentliche – beendend in die 
Rechtsbeziehungen der Vertragsparteien ein. Als einzige Kündigungs-
art verfolgt die ÄnderungskündigungÄnderungskündigung ( Modul K 6) nicht die finale 
Absicht, das Arbeitsverhältnis zu beenden: die Änderungskündigung 
als Kombination einer Beendigungskündigung mit einem Angebot 
eines neuen Arbeitsverhältnisses zu anderen, nämlich in aller Regel 
schlechteren Bedingungen will das Arbeitsverhältnis abändern, nicht 
beenden. Sie nimmt aber die Beendigung des Arbeitsverhältnisses in 
Kauf, wenn der Mitarbeiter das Änderungsangebot des Dienstgebers 
nicht (rechtzeitig) annimmt und nicht oder nicht erfolgreich Kün-
digungsschutzklage erhebt (hierzu im Einzelnen  Modul K 6 und  
 Modul K 8).
Grundsätzlich kann das Arbeitsverhältnis neben der Kündigung auch 
durch AnfechtungAnfechtung aufgelöst werden.1 Allerdings hat das BAG mit Ur-
teil vom 18.2.20212 festgestellt, dass die Rechtskraft eines der Klage 
stattgebenden Urteils im Kündigungsschutzprozess die Möglichkeit 
ausschließt, den Arbeitsvertrag durch die Anfechtung der zum Ver-
tragsschluss führenden Willenserklärung wieder zu beseitigen. Allein 
maßgeblich sei, so das Gericht, dass infolge der Rechtskraft des Urteils 
im Kündigungsschutzprozess feststeht, dass das Arbeitsverhältnis zum 
Zeitpunkt der Kündigung bestanden hat.

1.2 Form der Kündigung
§ 17 Satz 1 AVR AT schreibt für jede Form der Kündigung Schriftform 
vor: „Kündigungen bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform.“

1	 BAG, Urteil vom 14.12.1979, 7 AZR 38/78.
2	 BAG, Urteil vom 18.2.2021, 6 AZR 92/19.
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	 BEISPIEL 

Geschäftsführer G kündigt dem Mitarbeiter M am 27.9. zum 31.12. M 
erhält die Kündigung online und ausgestattet mit elektronischer Signatur 
des G nach dem Signaturgesetz. M bestreitet die Wirksamkeit der Kündi-
gung. Zu Recht?

Lösung:
Wenn es allein auf § 17 AVR AT ankäme, kann M nicht Recht haben; denn 
gemäß §§ 126, 126a BGB entspricht die Onlinekündigung mit elektro-
nischer Signatur ohne Weiteres der geforderten Schriftform. 
Allerdings kommt hier § 623 Satz 2 BGB zur Anwendung. Danach ist die 
elektronische Form der Kündigung ausdrücklich ausgeschlossen. Und die 
Zulässigkeit dieses Ausschlusses ergibt sich aus § 126 Abs. 3 BGB. Diese 
BGB-Normen sind gegenüber § 17 AVR AT höherrangiges Recht und des-
halb zwingend zu beachten. Ein Verstoß gegen zwingende Normen führt 
nach § 125 BGB zur Nichtigkeit der Bestimmungen; an deren Stelle treten 
die zwingenden Normen. M hat also Recht.

Immer wieder kommt es vor, dass nach heftigen Auseinandersetzungen 
zwischen Dienstgeber (Verwaltungsleiter, Geschäftsführer, andere Kündi-
gungsberechtigte) und Mitarbeiter Worte fallen wie „ich habe keine Lust 
mehr und will die Papiere“ oder „machen Sie doch Ihren Kram alleine“ 
oder „ich will, dass Sie mir kündigen“. 
Das Bundesarbeitsgericht1 sieht in solchen Äußerungen keine rechtser-keine rechtser-
heblichen Willenserklärungenheblichen Willenserklärungen. § 623 BGB wolle mit seinem zwingenden 
Schriftformerfordernis, so das BAG, gerade vermeiden, dass Arbeitsge-
richte den Grad der Ernsthaftigkeit solcher Äußerungen durch Zeugenein-
vernahmen erforschen müssten. Der Dienstgeber kann also keinesfalls das 
Arbeitsverhältnis auf der Grundlage einer solchen Äußerung des Mitarbei-
ters für beendet halten; dem steht § 623 BGB entgegen, der natürlich auch 
für Eigenkündigungen von Mitarbeitern gilt ( Modul E 0).

1.3 Kündigungsfristen
Neben § 14 Abs. 2 AVR AT befasst sich auch das BGB in § 622 BGB mit 
den Kündigungsfristen. Vergleicht man diese Fristen, so zeigt sich, dass 
diejenigen nach § 14 Abs. 2 AVR AT ausnahmslos länger sind und damit 
großzügiger als § 622 Abs. 2 Satz 1 BGB. Dabei gehen die Fristen des § 14 
Abs. 2 AVR AT denjenigen des § 622 Abs. 2 Satz 1 BGB vor. Die Anforde-
rungen des § 622 Abs. 5 BGB gelten nur für arbeitsvertraglich vereinbarte 
kürzere Kündigungsfristen.

1	 BAG, Urteil vom 16.9.2004, 2 AZR 659/03.
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Damit die Kündigungsfrist hinreichend bestimmt ist, muss nicht unbe-
dingt der genaue BeendigungszeitpunktBeendigungszeitpunkt genannt werden. So ist die For-
mulierung „zum nächstzulässigen Termin“ oder „zum nächstmöglichen 
Zeitpunkt“ typischerweise dahin zu verstehen, dass der Kündigende die 
Auflösung des Arbeitsverhältnisses zu dem Zeitpunkt erreichen will, der 
sich bei Anwendung der einschlägigen Bestimmungen als frühestmög-
licher Beendigungszeitpunkt ergibt. Sie ist dann hinreichend bestimmt, 
wenn dem Empfänger die Dauer der Kündigungsfrist bekannt oder für 
ihn ohne umfassende tatsächliche Ermittlungen oder die Beantwortung 
schwieriger Rechtsfragen feststellbar ist.1 
Auch zu der Frage, wie die Konstellation zu behandeln ist, dass eine or-
dentliche Kündigung „zum nächstzulässigen Termin“ nur hilfsweise für hilfsweise für 
den Fall der Unwirksamkeit einer außerordentlichen Kündigungden Fall der Unwirksamkeit einer außerordentlichen Kündigung erklärt 
wird, hat das Bundesarbeitsgericht 2 Stellung genommen. In diesem Fall 
kann der Kündigungsempfänger nicht im Unklaren darüber sein, wann 
das Arbeitsverhältnis nach der Vorstellung des Kündigenden enden soll. 
Deshalb sei es offensichtlich, dass die Beendigung bereits mit Zugang der 
fristlosen Kündigung erfolgen soll. Dann sei es aber für die Wirksamkeit 
der hilfsweise erklärten ordentlichen Kündigung unerheblich, ob der Kün-
digungsempfänger Schwierigkeiten habe, die Kündigungsfrist zu ermit-
teln. Schließlich müsse er sich in seinem praktischen Handeln auf die so-
fortige Beendigung des Arbeitsverhältnisses durch die fristlose Kündigung 
einstellen, selbst wenn die fristlose Kündigung später einer gerichtlichen 
Überprüfung nicht standhielte.

1.4 Kündigung vor Dienstantritt
Nicht selten bewerben sich Mitarbeiter zugleich bei mehreren Arbeitge-
bern. Schließen sie nun einen Arbeitsvertrag, den sie wegen eines später 
eingegangenen attraktiveren Angebots nicht erfüllen möchten, so stellt 
sich die Frage, ob und gegebenenfalls zu welchem Zeitpunkt das Arbeits-
verhältnis bereits vor Dienstantritt wieder gelöstbereits vor Dienstantritt wieder gelöst werden kann. Auch ein 
Dienstgeber kann ein Interesse daran haben, sich von einem Arbeitsver-
trag bereits vor Dienstantritt des Mitarbeiters zu lösen, etwa wenn nach 
Vertragsschluss Umstände eingetreten sind, bei deren früherer Kenntnis 
der Vertrag nicht abgeschlossen worden wäre.
Schrifttum und RechtsprechungSchrifttum und Rechtsprechung sind sich einig darin, dass grundsätzlich 
auch vor Beginn des Arbeitsverhältnisses ordentlich gekündigt werden 
kann. Voraussetzung hierfür ist jedoch, dass die Parteien eine Kündigung 
vor Beginn des Arbeitsverhältnisses nicht ausdrücklich ausgeschlossen ha- 
ben. Aber auch dann ist noch zu klären, ob die Kündigungsfrist einer vor 

1	 BAG, Urteil vom 10.4.2014, 2 AZR 647/13.
2	 BAG, Urteil vom 20.1.2016, 6 AZR 782/14.
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Dienstantritt ausgesprochenen ordentlichen Kündigung bereits mit dem Zu-
gang der Kündigung oder erst an dem Tag beginnt, an welchem die Arbeit 
aufgenommen werden soll. Auch die Kündigungsfrist ist noch festzulegen.

	 BEISPIEL 
Verwaltungsleiter V und Mitarbeiter M schließen am 15.11. einen Muster-
arbeitsvertrag mit der üblichen Probezeitvereinbarung. Arbeitsbeginn soll 
der 1.1. des Folgejahres sein. Ende November erfährt V, dass die Einrich-
tung zum 1.4. mit einer anderen Einrichtung zusammengelegt werden soll. 
Dadurch wird u.a. der von M neu zu besetzende Arbeitsplatz wegfallen.
Kann V vor Dienstantritt kündigen? Falls ja, mit welcher Frist?
Lösung:
V kann vor Dienstantritt kündigen, da die Parteien dies nicht ausdrücklich 
ausgeschlossen haben.
Nach der Rechtsprechung des BAG1 beginnt die Kündigungsfrist grundsätz-
lich mit dem Zugang der Kündigungserklärung, es sei denn, die ergänzende 
Vertragsauslegung legt ein anderes Ergebnis nahe. Für eine ergänzende Ver-
tragsauslegung enthält der Sachverhalt keine hinreichenden Anhaltspunkte. 
Schafft es also V noch, M die Kündigung vor dem 1.12. zukommen zu las-
sen, so würde die Kündigungsfrist noch vor dem 1.12. beginnen.
Haben die Parteien - so wie hier - eine Probezeit (§ 7 Abs. 4 AVR AT) ver-
einbart, so gilt auch die hieraus resultierende Kündigungsfrist von einem 
Monat zum Monatsschluss nach § 14 Abs. 2 Satz 1 AVR AT. Bei einem Zu-
gang der Kündigung vor dem 1.12. würde demzufolge die Kündigungsfrist 
am 31.12. ablaufen. Bei einem Zugang nach dem 30.11. läuft hingegen die 
Kündigungsfrist erst am 31.1. des Folgejahres ab, sodass in diesem Fall der 
Arbeitsvertrag für einen Monat zu erfüllen wäre.

1.5 Kündigungsbefugnis
Legt ein zur Kündigung bevollmächtigter Vertreter des Dienstgebers der 
Kündigungserklärung keine Vollmacht bei und weist der Mitarbeiter 
deshalb die Kündigung unverzüglich zurück, so ist die Kündigung nach  
§ 174 Satz 1 BGB unwirksam. Als unverzüglich sieht die Rechtsprechung 
in diesem Zusammenhang einen Zeitraum von maximal 10 Tagen an.2 

1	 BAG, Urteil vom 25.3.2004, 2 AZR 324/03.
2	 BAG, Urteil vom 30.5.1978, 2 AZR 633/76.
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